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Die Ansprüche der Versicherten auf Leistungen 
gegenüber ihrer Krankenversicherung sind in einer 
Kaskade von Vorschriften geregelt. Für die zahnärzt-
liche Behandlung spielen die §§ 27 und 28 des fünf-
ten Sozialgesetzbuchs (SGB V) eine zentrale Rolle. 
Nach § 27 Abs. 1 Satz 1 SGB V haben Versicherte 
einen Anspruch auf Krankenbehandlung. Diese um-
fasst neben der ärztlichen auch die zahnärztliche Be-
handlung. Was Inhalt dieser zahnärztlichen Behand-
lung ist, definiert dabei § 28 Abs. 2 Satz 1 SGB V. Die 
zahnärztliche Behandlung umfasst demnach die Tä-

� Ein neues Versorgungskonzept

Es ist nun 11 Jahre her, dass im Zuge der Umrelationie-
rung des BEMA-Z der Teil 4 neu bewertet worden ist. 
Unter den damaligen politischen Kautelen einer kos-
tenneutralen Umstrukturierung wurden die parodon-
tologischen Kernleistungen abgewertet und nach ein- 
und mehrwurzeligen Parodontien differenziert.

Strukturelle Veränderungen an den im GKV-Leis-
tungskatalog abgebildeten Versorgungsleistungen 
zur Parodontitistherapie wurden nicht vorgenommen.
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Wer entscheidet, was vertragszahnärztliche 
Leistung wird?
Behandlungsrichtlinien in der Parodontologie

INDIZES	 systematische Behandlung von Parodontopathien, unterstützende Parodontitistherapie 
(UPT), Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA), Institut für Qualität und Wirtschaftlich-
keit im Gesundheitswesen (IQWiG), Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV)

Das ärztliche Gespräch, Reevaluationsbefunde sowie die unterstützende Parodontitistherapie sind kein 
Bestandteil der aktuellen Behandlungsrichtlinien zur systematischen Therapie von Parodontopathien. 
Ob und wie zusätzliche Elemente zu den vertragsärztlichen Leistungen aufgenommen werden, ent-
scheidet der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA). Er fungiert als untergesetzlicher Normgeber. Die 
Patientenvertretung im G-BA hat einen Antrag auf Bewertung der systematischen Behandlung von 
Parodontopathien gestellt. Die KZBV hat dazu ein neues Versorgungskonzept entwickelt. Dabei ist die 
UPT wesentlicher Baustein einer modernen PAR-Versorgungsstrecke. Kann UPT so gestaltet werden, 
dass es zu keinem Complianceabriss kommt? Der G-BA hat das Institut für Qualität und Wirtschaft-
lichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) beauftragt, existierende und zusätzliche Elemente (z. B. UPT) 
der systematischen Therapie von Parodontopathien einer Nutzenbewertung zu unterziehen. Kommt 
das IQWiG zum Ergebnis, dass zu Leistungen der Parodontitistherapie, die noch nicht Bestandteil des 
bestehenden Leistungskataloges sind, entsprechende wissenschaftliche Erkenntnisse über ihren Nutzen 
vorliegen, und ist eine positive Bewertung nicht aus anderen Gründen (z. B. fehlende Wirtschaftlichkeit) 
ausgeschlossen, so hat der G-BA diese Leistungen in die Versorgung zu überführen. Aufgrund der klar 
geregelten Ansprüche der Versicherten hieße dies, dass alle Leistungen der PAR-Behandlung in Form 
einer Sachleistung dem Versicherten direkt zur Verfügung gestellt werden müssten. Ausblick: Wir 
stehen im Bereich der Neuausrichtung der Parodontitistherapie erst am Anfang eines Prozesses, der 
sich über Jahre hinziehen wird und einen zentralen Arbeitsschwerpunkt der KZBV bildet.
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Ärzte als auch für Zahnärzte, in Richtlinien verbind-
lich für alle Beteiligten (also Zahnärzte, Versicherte 
und Krankenkassen) festzulegen.

Damit kommt dem G-BA im deutschen Gesund-
heitswesen eine wesentliche Rolle zu. Er allein ent-
scheidet über die Aufnahme, die Ausgestaltung oder 
den Ausschluss von medizinischen Leistungen, die 
im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
erbracht werden. Im G-BA sind mit dem GKV-Spit-
zenverband, der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft sowie der Kassenärztlichen und der Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung die relevanten 
Spitzenorganisationen von Krankenkassen und  
Leistungserbringern vertreten (Abb. 1). Drei un
parteiische Mitglieder sichern die Neutralität der Be-
ratungen ab. Ebenso sind Patientenorganisationen 
rede- und antragsberechtigt vertreten. Der Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung obliegt es in  
diesem Kreis, die Interessen der Vertragszahnärzte-
schaft im G-BA zu wahren.

tigkeit des Zahnarztes, die zur Verhütung, Früh
erkennung und Behandlung von Zahn-, Mund- und 
Kieferkrankheiten nach den Regeln der zahnärzt
lichen Kunst ausreichend und zweckmäßig ist. 

Aus dieser Vorgabe werden zwei wesentliche 
Prinzipien des gesamten Leistungsrechts der GKV 
deutlich: 

Es besteht ein Spannungsfeld zwischen dem  
Gebot, dass ärztliche Leistungen dem allgemein an-
erkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse 
(§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V), zugleich aber auch dem 
sogenannten Wirtschaftlichkeitsgebot entsprechen 
müssen (§ 12 Abs. 1 Satz 1 SGB V).

Der Gesetzgeber regelt nur allgemein, welche 
ärztlichen und zahnärztlichen Leistungen die Kran-
kenkassen zu bezahlen haben. Detaillierte Vorgaben 
zu den Behandlungsinhalten macht er grundsätzlich 
nicht. Diese Aufgabe hat er vielmehr dem Gemein-
samen Bundesausschuss (G-BA) zugewiesen. Dieser 
hat den gesamten Leistungskatalog, sowohl für 
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 • In allen Gremien nehmen Patientenvertreterinnen und -vertreter mitberatend teil. Sie haben Antrags-, jedoch kein Stimmrecht (§ 140f Abs. 2 SGB V).

• Im Plenum und im Unterausschuss Bedarfsplanung nehmen zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gesundheitsministerkonferenz der Länder mitberatend teil 
(§ 92 Abs. 7e SGB V i. V. m. § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 SGB V).

• Im Plenum und im Unterausschuss Qualitätssicherung nehmen jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter der Bundesärztekammer, des Verbands der Privaten Krankenversicherung 
und des Deutschen Pflegerats mitberatend teil, soweit es Regelungen nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 SGB V (Qualitätssicherung) betrifft. Dies gilt auch für 

 die Bundespsychotherapeutenkammer und die Bundeszahnärztekammer, soweit jeweils die Berufsausübung der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten oder der Zahnärztinnen 
und Zahnärzte berührt ist (§ 136 Abs. 3 SGB V).

   *Unterausschuss (UA)

Abb. 1  Gremienstruktur des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) (Quelle: Gemeinsamer Bundesausschuss).
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eines Krankheitsbewusstseins des Patienten. Hier 
stehen wir mit der Parodontitis als „silent disease“ 
vor den gleichen Herausforderungen wie die ärzt
lichen Kollegen bei der Betreuung anderer Volks-
krankheiten, wie der Hypertonie. Krankheitssymp-
tome zeigen sich erst im fortgeschrittenen Stadium. 
Der Patient fühlt sich gesund.

Und wir wissen heute, dass wir in keinem Bereich 
der Zahnheilkunde so sehr (Zahn-)Mediziner sein 
müssen wie in der Parodontologie. Die Wechsel
wirkungen der parodontalen Gesundheit mit dem 
Allgemeinzustand und anderen Erkrankungen haben 
den Bereich der Hypothesen verlassen. Die bi
direktionale Korrelation zwischen Diabetes und 
Parodontitis ist evident. Die Auswirkungen der Par-
odontitis auf andere Allgemeinerkrankungen und 
sogar Frühgeburten sind Gegenstand der Forschung.

Wir als Berufsstand wissen das! Aber der Patient? 
Der muss es von uns erfahren und zwar auf seine 
individuelle Situation bezogen. Wir müssen noch 
mehr mit ihm reden und aufklären. „Sprechende 
Medizin“ ist nicht nur in der Humanmedizin aktuell, 
auch wir als Zahnmediziner müssen uns dieser Her-
ausforderung stellen.

Und wenn der Patient informiert ist, seine Er-
krankung ernst nimmt und mit uns als Therapeuten 
einen „informed consent“ nach dem Prinzip des 
„shared decision making“ gefunden hat? Dann soll 
und muss er die notwendige Therapie bekommen.

� UPT als Baustein einer modernen 
PAR-Versorgungsstrecke

Zur langfristigen Sicherung des Behandlungserfol-
ges und stabiler parodontaler Verhältnisse ist nach 
wissenschaftlichen Erkenntnissen heute eine kon
sequente strukturierte Nachsorge (UPT) erforderlich. 
An diesem Baustein fehlt es in der aktuellen Ver
sorgung.

Die UPT hat zwei elementare Funktionen. Sie si-
chert den Behandlungserfolg im Sinne der Sekundär
prävention und stellt damit eine entscheidende Säule 
des State of the Art der PAR-Therapie dar. Sie hat 
aber noch eine weitere Aufgabe: Sie nimmt den 
Patienten in die Verantwortung. Der Patient muss 
motiviert und remotiviert werden, um seine dauer-

Für die Ausgestaltung der vertragszahnärztlichen 
Behandlung hat der G-BA die „Richtlinie des Ge-
meinsamen Bundesausschusses für eine ausrei-
chende, zweckmäßige und wirtschaftliche vertrags-
zahnärztliche Versorgung (Behandlungsrichtlinie)“; 
im Folgenden mit „Behandlungsrichtlinie“ abge-
kürzt, beschlossen. In dieser Richtlinie ist festgelegt, 
auf welche konkreten zahnärztlichen Leistungen 
Versicherte einen Anspruch haben. Abschnitt B. V. 
konkretisiert die systematische Behandlung von  
Parodontopathien (PAR-Behandlung). Bereits in der 
Erstfassung der Richtlinie aus dem Jahr 2003 war die 
PAR-Behandlung Bestandteil der Behandlungs
richtlinie; sie ist seitdem unverändert geblieben.

Sind diese Vorgaben nun wissenschaftlich noch 
auf dem neuesten Stand oder bereits überholt?

Ja und nein. Es ist wissenschaftlich konsentiert, 
dass die Eckpunkte der Versorgungsstrecke in der 
GKV nach wie vor aktuell sind. Handinstrumentie-
rung versus maschinelle Verfahren, offenes versus 
geschlossenes Vorgehen haben sich in den letzten  
10 Jahren nicht grundlegend verändert. Selbstver-
ständlich wird der wissenschaftliche Diskurs dazu 
geführt und muss auch weiter geführt werden, aber 
die Instrumentierungsphase, die aktive Therapie
phase gemäß den Behandlungsrichtlinien, ist nach 
wie vor State of the Art.

Wir als KZBV stehen aber vor der Frage – die uns 
auch der Gesetzgeber ins Lastenheft geschrieben hat 
–, ob die PAR-Leistungen auch insgesamt noch dem 
aktuellen Stand der Wissenschaft entsprechen.

Nur zur Präzisierung – GKV-Versorgung ist kein 
Wunschkonzert. Sie kann und darf nicht alles ab
bilden, was heute möglich ist. Sie definiert ein „aus-
reichendes, zweckmäßiges und wirtschaftliches“ 
Therapieangebot für alle, also für jeden, bei dem ein 
Krankheitsbefund vorliegt.

Vor diesem Hintergrund steht die Frage im  
Raum, ob weitere Elemente und neue Bausteine in 
der modernen Parodontitistherapie obligat ergänzt 
werden müssen.

Und wenn dem so ist, wie werden sie in das  
System transferiert?

Die Parodontitistherapie steht in einem Span-
nungsfeld. Sie ist auf die Mitarbeit des Patienten 
angewiesen. Anders als bei einer Füllungstherapie ist 
sein aktives Mitwirken vor, während und nach der 
Instrumentierungsphase notwendig. Dazu bedarf es 
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gestellt. Der Antrag zielt zum einen auf die Überprü-
fung der Methodik der bereits geregelten systema-
tischen Behandlung von Parodontopathien. Zum 
anderen soll die strukturierte Nachsorge in Form der 
UPT einer wissenschaftlichen Begutachtung unter-
zogen werden. 

Auf Basis des Antrages hat der G-BA im März 
2015 das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit 
im Gesundheitswesen (IQWiG) beauftragt, diese 
Überprüfung durch Auswertung der verfügbaren wis-
senschaftlichen Fachliteratur vorzunehmen. Im Fokus 
dieser Auswertung stehen vier Fragestellungen:
•• Nutzenbewertung von Interventionen der ge-

schlossenen Behandlung mit mechanischen In
strumenten als Ergänzung und im Vergleich zu 
keiner bzw. anderer Behandlungen,

•• Nutzenbewertung von Antibiotikagabe (lokal, 
systemisch) im Zusammenhang mit/ohne me-
chanischer Therapie,

•• Nutzenbewertung systemischer Antibiotikagabe 
mit/ohne mikrobiologischer Diagnostik sowie 

•• Nutzenbewertung einer strukturierten Nachsorge 
(UPT).

Das IQWiG hat entschieden, bei seiner Auswertung 
allein randomisiert kontrollierte Studien (RCTs) zu 
berücksichtigen. Der Vorbericht des IQWiG wurde 
für das 4. Quartal 2016 angekündigt. Aufgabe des 
G-BA wird es sein, die Ergebnisse des IQWiG auszu-
werten und die bislang in der Behandlungsrichtlinie 
geregelte Parodontitistherapie an den aktuellen 
Stand der medizinischen Erkenntnisse anzupassen. 
Vom Bericht des IQWiG wird abhängen, ob die UPT 
auf ein tragfähiges Erkenntnisniveau gestellt werden 
kann, welches den Anforderungen des Methoden-
vorbehalts genügt. Kommt das IQWiG zum Ergebnis, 
dass zu Leistungen der Parodontitistherapie, die 
noch nicht Bestandteil des bestehenden Leistungs-
kataloges sind, entsprechende wissenschaftliche Er-
kenntnisse über ihren Nutzen vorliegen, und ist eine 
positive Bewertung nicht aus anderen Gründen (z. B. 
fehlende Wirtschaftlichkeit) ausgeschlossen, so hat 
der G-BA diese Leistungen in die Versorgung zu 
überführen. Aufgrund der klar geregelten Ansprü-
che der Versicherten hieße dies, dass alle Leistungen 
der PAR-Behandlung in Form einer Sachleistung 
dem Versicherten direkt zur Verfügung gestellt wer-
den müssten.

hafte Mitwirkung zu erreichen. Ein Compliance- 
abriss stellt uns vor große Herausforderungen.

� Der Gemeinsame Bundes
ausschuss als untergesetzlicher 
Normgeber

Die Erkenntnis, dass eine nachsorgende unterstüt-
zende Parodontitistherapie unverzichtbarer Bestand
teil einer modernen, den aktuellen wissenschaftli-
chen Erkenntnissen entsprechenden zahnärztlichen 
Behandlung ist, steht auf dem einen Blatt. Auf dem 
anderen steht die wesentliche Frage, wie dieser 
Therapieansatz seinen Weg in das Leistungsrecht der 
gesetzlichen Krankenversicherung findet. Hier nimmt 
der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) eine zen-
trale Rolle ein. Im Leistungsrecht der GKV gilt für 
Verfahren der ambulanten (zahn-)ärztlichen Be-
handlung der Grundsatz des Verbots mit Erlaubnis-
vorbehalt. Nur Behandlungsmethoden, zu denen 
der G-BA eine positive Empfehlung hinsichtlich ihres 
Nutzens sowie ihrer medizinischen Notwendigkeit 
und Wirtschaftlichkeit abgegeben hat, dürfen zu 
Lasten der GKV erbracht werden. Der G-BA konkre-
tisiert damit das allgemeine Wirtschaftlichkeits
gebot, welchem alle Leistungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung entsprechen müssen. 

Mit seinen Entscheidungen füllt der G-BA zu-
gleich den nur allgemein gesetzlich normierten  
Anspruch des Versicherten auf (zahn-)ärztliche Be-
handlung mit Leben. Die UPT wird sich daher an den 
o.  g. Kriterien einer wirtschaftlichen Behandlungs-
methode messen lassen müssen.

� Evidenzbasierte Bewertung im G-BA

Die Entscheidungen über Anerkennung einer neuen 
Behandlungsmethode trifft der G-BA nach einem 
streng strukturierten Verfahren, welches sich an den 
Grundsätzen der evidenzbasierten Medizin ausrich-
tet. Er entscheidet dabei nach der jeweils bestverfüg-
baren Evidenz. Im Jahr 2013 hat die Patientenver
tretung im G-BA einen Antrag auf Bewertung der 
systematischen Behandlung von Parodontopathien 
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lässt. Hier ist der ganze Berufsstand gefordert, diese 
Zeit zu nutzen, um sich darauf vorzubereiten, die 
neuen Richtlinien mit Leben zu erfüllen. Bereits wäh-
rend des Studiums muss die Parodontologie ein stär-
keres Gewicht erhalten als bisher. Die universitäre 
Ausbildung sollte die nächste Generation von Zahn-
ärztinnen und Zahnärzten auf diese Aufgabe noch 
besser vorbereiten. Dazu ist es notwendig, die An-
zahl der Lehrstühle für das Fach „Parodontologie“ 
zu erhöhen.

Aber auch postgradual ist die permanente Fort- 
und Weiterbildung der Kollegenschaft zu fordern 
und zu fördern. Die Praxen müssen sich dafür rüsten, 
die zusätzlichen Aufgaben und die Präventions
orientierung im Bereich Parodontologie umzusetzen. 
Dies ist eine Teamaufgabe und schließt die Aus- und 
Weiterbildung von qualifiziertem Personal natürlich 
mit ein.

Und nicht zuletzt ist auch bei den Kolleginnen 
und Kollegen aus der Humanmedizin das Wissen um 
die Bedeutung der Parodontitistherapie für die All-
gemeingesundheit zu intensivieren. Dies ist eine 
klassische Win-win-Situation. Durch die bidirektio-
nalen Wechselwirkungen, bspw. zwischen Diabetes 
und Parodontitis, profitieren beide Professionen von 
stabileren Therapieergebnissen.

Wenn alle an einem Strang ziehen, wird die Sen-
kung der Parodontitisprävalenz und der Wandel zur 
Präventionsorientierung in der Parodontologie ge-
lingen.
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� Ausblick

Der Leistungskatalog der gesetzlichen Kranken
kassen bildet notwendige Therapiemaßnahmen im 
Bereich Parodontologie noch nicht ausreichend ab. 
Deshalb benötigen wir eine neue, an den Stand der 
Wissenschaft angepasste Behandlungsstrategie für 
den Kampf gegen die Parodontitis. Unser Ziel muss 
es sein, die Compliance der Patienten zu erhöhen 
und das Therapieergebnis abzusichern. Die KZBV 
hat zusammen mit der Wissenschaft auf euro
päischer und nationaler Ebene eine aktuelle PAR-Ver-
sorgungsstrecke für alle GKV- Patienten beschrie-
ben. 

Ein wesentlicher Baustein ist hierbei die unter-
stützende Parodontitistherapie. Nur mit dieser lassen 
sich Behandlungserfolge langfristig sichern. Es ist 
versorgungspolitisch daher richtig und wichtig, wirk-
same Anreize zur regelmäßigen Teilnahme an der 
Nachsorge zu setzen. Dies wollen wir mit einem ent-
sprechend ausgestalteten Bonussystem bewirken, 
um eine dem Stand der Wissenschaft entsprechende 
Versorgung zu gewährleisten. Darüber hinaus muss 
das parodontitisspezifische Krankheitsbewusstsein 
in der Gesellschaft durch flächendeckende Aufklä-
rung geschärft werden. Wissenschaftlich erwiesene 
Zusammenhänge zwischen Parodontitis und schwer-
wiegenden Allgemeinerkrankungen, wie Diabetes 
oder Herz-Kreislauf-Problemen, sind in der Bevölke-
rung noch zu wenig bekannt.

Wir stehen im Bereich der Neuausrichtung der 
Parodontitistherapie erst am Anfang eines Prozesses, 
der sich über Jahre hinziehen wird und einen zentra-
len Arbeitsschwerpunkt der KZBV bildet. Als Selbst-
verwaltungskörperschaft sind wir auch auf die Un-
terstützung der Politik bei der Ausgestaltung der 
Versorgung und deren Finanzierung angewiesen. 
Und wir werden mit den Krankenkassen über eine 
adäquate Honorierung verhandeln müssen.

Das System der gemeinsamen Selbstverwaltung 
und das Prinzip der Evidenzbasierung führen zu einer 
systemimmanenten Latenz, die sich nicht umgehen 
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Who determines coverage of statutory health insurance?
Treatment directives in periodontology

KEYWORDS	 systematic treatment of periodontal diseases, supportive periodontal treatment 

Medical consultation, periodontal re-examination, and supportive periodontal treatment (SPT) are not 
yet part of treatment guidelines for the systematic treatment of periodontal diseases. However, the 
Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) has developed a new concept of care that describes 
SPT as a significant part of modern periodontal treatment protocols. Patients’ representatives have 
therefore submitted a request that the Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA), an organization that 
provides national health recommendations, review the systematic treatment of periodontal diseases. 
The G-BA must decide whether and how these additional treatments will be covered by compulsory 
health insurance. The G-BA has in turn commissioned the Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit 
im Gesundheitswesen (IQWiG) to review the benefits of existing and additional elements of systematic 
treatment of periodontal diseases. If the IQWiG finds there to be scientific evidence of benefits to 
periodontal treatments that are not yet covered by compulsory insurance and there are no other 
reasons against this coverage (eg, financial constraint), the G-BA will have to include those treatments 
in the coverage of statutory health insurance. If this occurs, all approved periodontal treatments would 
be available as no-cash benefits to all insured patients. This is the start of a new orientation of peri-
odontal therapy, but the process will take several years and will be a central focus of the KZBV.


